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 23. bittet die Mitgliedstaaten, die zwischenstaatlichen und nichtstaatlichen Organisationen, die 
wichtigen Gruppen und andere Geber erneut, Beiträge an den Treuhandfonds zu leisten, den der General-
sekretär zur Unterstützung der Tätigkeiten im Zusammenhang mit der Weiterverfolgung der Umsetzung der 
Ergebnisse der Internationalen Ministerkonferenz von Almaty sowie der Beteiligung von Vertretern der 
Binnenentwicklungsländer sowohl am Vorbereitungsprozess als auch an der Konferenz zur zehnjährlichen 
Überprüfung selbst eingerichtet hat; 

 24. ersucht den Generalsekretär, mit Hilfe der interessierten Organisationen und Organe des Sys-
tems der Vereinten Nationen, namentlich auch der Sekretariats-Hauptabteilung Presse und Information, in 
Zusammenarbeit mit dem Büro des Hohen Beauftragten das Notwendige zu tun, um die Informationstätig-
keit und andere geeignete Initiativen zu verstärken, mit dem Ziel, die Öffentlichkeit in stärkerem Maße 
über die Konferenz zur zehnjährlichen Überprüfung aufzuklären, so auch, indem ihre Ziele und ihre Bedeu-
tung hervorgehoben werden; 

 25. anerkennt die besonderen Herausforderungen und Bedürfnisse der Binnenentwicklungsländer 
und betont, dass die Binnenentwicklungsländer bei der Erarbeitung der Post-2015-Entwicklungsagenda 
angemessen berücksichtigt werden müssen; 

 26. ersucht den Generalsekretär, der zweiten Konferenz der Vereinten Nationen über die Binnen-
entwicklungsländer einen Bericht über die zehnjährliche Überprüfung der Durchführung des Aktionspro-
gramms von Almaty vorzulegen; 

 27. ersucht den Generalsekretär außerdem, der Generalversammlung auf ihrer neunundsechzigsten 
Tagung einen Bericht über die Ergebnisse der Konferenz zur zehnjährlichen Überprüfung vorzulegen; 

 28. beschließt, die erste und zweite Tagung des zwischenstaatlichen Vorbereitungsausschusses auf 
einen späteren Zeitpunkt zu verlegen, und bekräftigt, dass die Tagungen des zwischenstaatlichen Vorberei-
tungsausschusses 2014 in New York möglichst kosteneffizient, im Rahmen der veranschlagten Mittel und 
im Einklang mit Resolution 67/222 der Generalversammlung abzuhalten sind und jeweils zwei Arbeitstage 
dauern werden; 

 29. ersucht den Generalsekretär, eine Mitteilung über die organisatorischen Aspekte der 2014 für 
eine Dauer von drei Tagen möglichst kosteneffizient, im Rahmen der veranschlagten Mittel und im Ein-
klang mit Resolution 67/222 der Generalversammlung abzuhaltenden Konferenz zur zehnjährlichen Über-
prüfung der Durchführung des Aktionsprogramms von Almaty zu erstellen, einschließlich des Orts und des 
genauen Datums der Konferenz und der beiden Tagungen des zwischenstaatlichen Vorbereitungsausschus-
ses, und diese Mitteilung der Versammlung bis spätestens 15. Januar 2014 zu ihrer weiteren Prüfung vorzu-
legen; 

 30. beschließt, den Unterpunkt „Folgemaßnahmen zur zweiten Konferenz der Vereinten Nationen 
über die Binnenentwicklungsländer“ unter dem Punkt „Gruppen von Ländern in besonderen Situationen“ in 
die vorläufige Tagesordnung ihrer neunundsechzigsten Tagung aufzunehmen. 

RESOLUTION 68/226 

Verabschiedet auf der 71. Plenarsitzung am 20. Dezember 2013, ohne Abstimmung, auf Empfehlung des Aus-
schusses (A/68/442/Add.1, Ziff. 9)327. 

68/226. Zweite Dekade der Vereinten Nationen für die Beseitigung der Armut (2008-2017) 

 Die Generalversammlung, 

 unter Hinweis auf ihre Resolution 67/224 vom 21. Dezember 2012 und alle anderen Resolutionen 
im Zusammenhang mit der Beseitigung der Armut, 

______________ 
327 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von der Stellvertretenden Vorsitzenden des Ausschusses vorge-
legt. 
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 sowie unter Hinweis auf die von den Staats- und Regierungschefs anlässlich des Millenniums-
Gipfels verabschiedete Millenniums-Erklärung der Vereinten Nationen328 und die internationale Verpflich-
tung, die extreme Armut zu beseitigen und bis 2015 den Anteil der Weltbevölkerung, dessen Einkommen 
weniger als 1 Dollar pro Tag beträgt329, und den Anteil der Menschen, die Hunger leiden, zu halbieren, 

 ferner unter Hinweis auf das Ergebnis des Weltgipfels 2005330 und das Ergebnisdokument der Kon-
ferenz der Vereinten Nationen über nachhaltige Entwicklung mit dem Titel „Die Zukunft, die wir wol-
len“331, 

 unter Hinweis auf das Aktionsprogramm für die am wenigsten entwickelten Länder für die Dekade 
2011-2020332, das im Mai 2011 auf der Vierten Konferenz der Vereinten Nationen über die am wenigsten 
entwickelten Länder verabschiedet wurde, wobei ein Hauptziel darin bestand, die Hälfte der am wenigsten 
entwickelten Länder in die Lage zu versetzen, bis 2020 die Kriterien für das Aufrücken zu erfüllen, 

 sowie unter Hinweis auf ihre Resolution 60/265 vom 30. Juni 2006 über die Weiterverfolgung der 
entwicklungsbezogenen Ergebnisse des Weltgipfels 2005, einschließlich der Millenniums-Entwicklungs-
ziele und der anderen international vereinbarten Entwicklungsziele, und ihre Resolution 63/303 vom 9. Juli 
2009 mit dem Titel „Ergebnis der Konferenz über die weltweite Finanz- und Wirtschaftskrise und ihre 
Auswirkungen auf die Entwicklung“, 

 mit Dank Kenntnis nehmend von der auf dem Tagungsteil auf hoher Ebene der Arbeitstagung 2006 
des Wirtschafts- und Sozialrats verabschiedeten Ministererklärung über die Schaffung eines förderlichen 
Umfelds auf nationaler und internationaler Ebene zur Herbeiführung einer produktiven Vollbeschäftigung 
und menschenwürdiger Arbeit für alle und die damit verbundenen Auswirkungen auf die nachhaltige Ent-
wicklung333 und von der Resolution 2011/37 des Wirtschafts- und Sozialrats vom 28. Juli 2011 mit dem 
Titel „Erholung von der weltweiten Finanz- und Wirtschaftskrise: Ein Globaler Beschäftigungspakt“, 

 unter Hinweis auf den Konsens von Monterrey der Internationalen Konferenz über Entwicklungsfi-
nanzierung334 und die Erklärung von Doha über Entwicklungsfinanzierung: Ergebnisdokument der Interna-
tionalen Folgekonferenz über Entwicklungsfinanzierung zur Überprüfung der Umsetzung des Konsenses 
von Monterrey335, 

 sowie unter Hinweis auf ihre Resolution 68/1 vom 20. September 2013 über die Überprüfung der 
Durchführung der Resolution 61/16 der Generalversammlung vom 20. November 2006 über die Stärkung 
des Wirtschafts- und Sozialrats und ihre Resolution 67/290 vom 9. Juli 2013 über Format und organisatori-
sche Aspekte des politischen Forums auf hoher Ebene über nachhaltige Entwicklung, 

 ferner unter Hinweis auf die im Jahr 2010 abgehaltene Plenartagung der Generalversammlung auf 
hoher Ebene über die Millenniums-Entwicklungsziele und ihr Ergebnisdokument336 und die am 25. Sep-

______________ 
328 Resolution 55/2. 
329 In den Berichten der Vereinten Nationen über die Millenniums-Entwicklungsziele wird die Armutsgrenze seit 2008 bei 
1,25 US-Dollar pro Tag angesetzt. 
330 Resolution 60/1. 
331 Resolution 66/288, Anlage. 
332 Report of the Fourth United Nations Conference on the Least Developed Countries, Istanbul, Turkey, 9–13 May 2011 
(A/CONF.219/7), Kap. II. 
333 Siehe Official Records of the General Assembly, Sixty-first Session, Supplement No. 3 (A/61/3/Rev.1), Kap. III, Ziff. 50. 
334 Report of the International Conference on Financing for Development, Monterrey, Mexico, 18–22 March 2002 (United 
Nations publication, Sales No. E.02.II.A.7), Kap. I, Resolution 1, Anlage. In Deutsch verfügbar unter http://www.un.org/ 
Depts/german/conf/ac198-11.pdf. 
335 Resolution 63/239, Anlage. 
336 Resolution 65/1. 
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tember 2013 abgehaltene Sonderveranstaltung zur Weiterverfolgung der Anstrengungen zur Erreichung der 
Millenniums-Entwicklungsziele und ihr Ergebnisdokument337, 

 in Anerkennung der Wichtigkeit der Armutsbeseitigung als übergeordnetes Ziel der laufenden Fol-
geprozesse der Konferenz der Vereinten Nationen über nachhaltige Entwicklung sowie in Anerkennung des 
zentralen Gebots der Armutsbeseitigung bei der Ausarbeitung der Post-2015-Entwicklungsagenda, 

 mit dem Ausdruck ihrer tiefen Besorgnis über die anhaltenden nachteiligen Auswirkungen der welt-
weiten Finanz- und Wirtschaftskrise auf die Entwicklung, namentlich auf die Fähigkeit der Entwicklungs-
länder, Ressourcen für die Entwicklung zu mobilisieren, in der Erkenntnis, dass der Aufschwung gestützt 
werden muss, und anerkennend, dass für eine wirksame Bewältigung der Krisenfolgen die rechtzeitige Er-
füllung aller Entwicklungszusagen, einschließlich der bestehenden Hilfezusagen, erforderlich ist, 

 besorgt darüber, dass zur Halbzeit der Zweiten Dekade der Vereinten Nationen für die Beseitigung 
der Armut (2008-2017) zwar Fortschritte bei der Verringerung der Armut verzeichnet wurden, vor allem in 
einigen Ländern mit mittlerem Einkommen, dass diese Fortschritte jedoch ungleichmäßig waren und dass 
die Zahl der in Armut lebenden Menschen in einer Reihe von Ländern weiter zunimmt, wobei Frauen und 
Kinder die Mehrheit der am schwersten betroffenen Gruppen stellen, insbesondere in den am wenigsten 
entwickelten Ländern und vor allem in Afrika südlich der Sahara, 

 in der Erkenntnis, dass die Länder unterschiedliche Wirtschaftswachstumsraten aufweisen und dass 
diese Unterschiede unter anderem durch die Förderung eines armutsmindernden Wachstums und des sozi-
alen Schutzes angegangen werden müssen, 

 sowie in der Erkenntnis, dass Korruption auf allen Ebenen, einschließlich des unerlaubten Transfers 
von Geldern und Vermögenswerten, ein Hindernis für die Entwicklung darstellt, und betonend, dass diese 
Gelder und Vermögenswerte an ihre Ursprungsländer zurückgegeben werden müssen, 

 besorgt über die globale Natur von Armut und Ungleichheit und unterstreichend, dass die Beseiti-
gung der Armut und des Hungers ein zwingendes ethisches, soziales, politisches und wirtschaftliches Gebot 
für die Menschheit ist, 

 erneut erklärend, dass die Armutsbeseitigung die größte globale Herausforderung darstellt, der die 
Welt heute gegenübersteht, insbesondere in Afrika, in den am wenigsten entwickelten Ländern und in eini-
gen Ländern mit mittlerem Einkommen, und unterstreichend, wie wichtig es ist, rascher ein nachhaltiges, 
inklusives und ausgewogenes Wirtschaftswachstum und eine nachhaltige Entwicklung samt produktiver 
Vollbeschäftigung und menschenwürdiger Arbeit für alle herbeizuführen, 

 sowie erneut erklärend, dass Frauen in bedeutendem Maße zur Wirtschaft beitragen, dass sie durch 
ihre bezahlte und unbezahlte Arbeit im Haus, in der Gemeinschaft und am Arbeitsplatz einen maßgeblichen 
Beitrag zur Volkswirtschaft und zur Bekämpfung von Armut und Ungleichheit leisten und dass die Ermäch-
tigung der Frauen ein wesentlicher Faktor bei der Beseitigung der Armut ist, 

 in der Erkenntnis, dass es wichtig ist, die Länder bei ihren Anstrengungen zu unterstützen, die Ar-
mut zu beseitigen und die Selbsthilfekraft der Armen und der Menschen in prekären Situationen, darunter 
Frauen, Kinder und Jugendliche, indigene Völker, ältere Menschen und Menschen mit Behinderungen, zu 
stärken,  

 sowie in der Erkenntnis, dass die schwierigen sozioökonomischen Bedingungen in vielen Entwick-
lungsländern, insbesondere in den am wenigsten entwickelten Ländern, zur Feminisierung der Armut bei-
getragen haben, 

 ferner in der Erkenntnis, dass die Mobilisierung von Finanzmitteln zugunsten der Entwicklung auf 
nationaler und internationaler Ebene und die wirksame Verwendung dieser Mittel zentrale Bestandteile 
einer weltweiten Entwicklungspartnerschaft zugunsten der Erreichung der international vereinbarten Ent-
wicklungsziele, einschließlich der Millenniums-Entwicklungsziele, sind, 

______________ 
337 Resolution 68/6. 



IV.  Resolutionen aufgrund der Berichte des Zweiten Ausschusses 

522 

 mit dem Ausdruck ihrer tiefen Besorgnis darüber, dass die gesamte öffentliche Entwicklungshilfe 
2012 im zweiten Jahr in Folge zurückgegangen ist, und zur Umkehr dieses Rückgangs auffordernd, 

 in der Erkenntnis, dass die Süd-Süd-Zusammenarbeit die Nord-Süd-Zusammenarbeit nicht ersetzt, 
sondern vielmehr ergänzt, und in Anerkennung der Beiträge der Süd-Süd-Zusammenarbeit und der Drei-
eckskooperation zu den Anstrengungen, die die Entwicklungsländer unternehmen, um die Armut zu besei-
tigen und eine nachhaltige Entwicklung zu verfolgen, 

 sowie in der Erkenntnis, dass eine gute Regierungsführung auf nationaler Ebene, eine gute Ord-
nungspolitik auf internationaler Ebene und ein beständiges, inklusives und ausgewogenes Wirtschafts-
wachstum, gestützt auf Vollbeschäftigung und menschenwürdige Arbeit für alle, steigende Produktivität 
und ein förderliches Umfeld, namentlich öffentliche und private Investitionen und unternehmerisches En-
gagement, erforderlich sind, um die Armut zu beseitigen, die international vereinbarten Entwicklungsziele, 
einschließlich der Millenniums-Entwicklungsziele, zu erreichen und den Lebensstandard anzuheben, und 
dass Initiativen zur Förderung der gesellschaftlichen Verantwortung von Unternehmen eine wichtige Rolle 
dabei zukommt, die Wirkung öffentlicher und privater Investitionen zu maximieren, 

 unterstreichend, dass die Staats- und Regierungschefs der Armutsbeseitigung Vorrang und Dring-
lichkeit einräumen, wie dies in den Ergebnissen der großen Konferenzen und Gipfeltreffen der Vereinten 
Nationen im Wirtschafts- und Sozialbereich und auf damit zusammenhängenden Gebieten zum Ausdruck 
gebracht wurde, 

 unter Hinweis auf den interinstitutionellen systemweiten Aktionsplan zur Armutsbeseitigung, an 
dem mehr als 21 Organisationen, Fonds, Programme und Regionalkommissionen beteiligt sind, 

 1. nimmt Kenntnis von dem Bericht des Generalsekretärs über die Durchführung der Zweiten 
Dekade der Vereinten Nationen für die Beseitigung der Armut (2008-2017) unter dem Punkt „Beseitigung 
der Armut und andere Entwicklungsfragen“338; 

 2. bekräftigt, dass das Ziel der Zweiten Dekade der Vereinten Nationen für die Beseitigung der 
Armut (2008-2017) darin besteht, die Weiterverfolgung der Verwirklichung der die Armutsbeseitigung be-
treffenden international vereinbarten Entwicklungsziele, einschließlich der Millenniums-Entwicklungsziele, 
auf effiziente und koordinierte Weise zu unterstützen und die diesbezüglich gewährte internationale Unter-
stützung zu koordinieren; 

 3. bekräftigt außerdem, dass die Beseitigung der Armut die größte globale Herausforderung dar-
stellt, der die Welt heute gegenübersteht, und dass sie eine unabdingbare Voraussetzung für nachhaltige 
Entwicklung ist, und verpflichtet sich in dieser Hinsicht, die Menschheit vordringlich von Armut und Hun-
ger zu befreien; 

 4. bekräftigt ferner, dass jedes Land selbst die Hauptverantwortung für seine Entwicklung über-
nehmen muss und dass die Rolle der nationalen Politiken und Strategien bei der Herbeiführung einer nach-
haltigen Entwicklung und der Armutsbeseitigung nicht genügend betont werden kann, und erkennt an, dass 
die auf nationaler Ebene unternommenen verstärkten wirksamen Anstrengungen durch konkrete, wirksame 
und unterstützende internationale Programme, Maßnahmen und Regelungen ergänzt werden sollen, mit 
dem Ziel, die Entwicklungschancen der Entwicklungsländer zu vergrößern, wobei die jeweiligen nationalen 
Gegebenheiten zu berücksichtigen sind und die Achtung der nationalen Trägerschaft, der nationalen Strate-
gien und der nationalen Souveränität zu gewährleisten ist; 

 5. fordert die internationale Gemeinschaft, namentlich die Mitgliedstaaten, auf, dringend Maß-
nahmen zu ergreifen, um die grundlegenden Ursachen der extremen Armut und des Hungers anzugehen, da 
sie sich nachteilig auf die nachhaltige Entwicklung auswirken; 

 6. unterstreicht, dass der Armutsbeseitigung im Rahmen der Entwicklungsagenda der Vereinten 
Nationen höchster Vorrang einzuräumen ist, und betont gleichzeitig, wie wichtig es ist, die Ursachen der 
Armut und die mit ihr verbundenen Herausforderungen im Einklang mit den Ergebnissen der großen Kon-

______________ 
338 A/68/183. 
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ferenzen und Gipfeltreffen der Vereinten Nationen im Wirtschafts- und Sozialbereich und auf damit zu-
sammenhängenden Gebieten durch integrierte, koordinierte und kohärente Strategien auf nationaler, zwi-
schenstaatlicher und interinstitutioneller Ebene anzugehen; 

 7. erklärt erneut, dass die Führungsrolle der Vereinten Nationen bei der Förderung der internatio-
nalen Entwicklungszusammenarbeit und ihre Rolle auf regionaler Ebene, die für die Beseitigung der Armut 
entscheidend sind, gestärkt werden müssen; 

 8. hebt hervor, dass die Förderung der regionalen, subregionalen und interregionalen Zusammen-
arbeit katalytische Wirkung auf die Bemühungen um die Beseitigung der Armut haben kann und zahlreiche 
Vorteile bietet, darunter den Austausch von bewährten Maßnahmen, Erfahrungen und Fachwissen, die Mo-
bilisierung von Ressourcen, den Ausbau der wirtschaftlichen Chancen und die Herbeiführung günstiger 
Bedingungen für die Schaffung von Arbeitsplätzen; 

 9. fordert die internationale Gemeinschaft auf, der Beseitigung der Armut in der Entwicklungsa-
genda der Vereinten Nationen weiterhin höchsten Vorrang einzuräumen, indem sie die grundlegenden Ursa-
chen der Armut und die mit ihr verbundenen Herausforderungen durch integrierte, koordinierte und kohä-
rente Strategien auf allen Ebenen angeht, und fordert die Geberländer, die dazu in der Lage sind, auf, die 
wirksamen nationalen Anstrengungen, die die Entwicklungsländer in dieser Hinsicht unternehmen, durch 
die Bereitstellung ausreichender, berechenbarer Finanzmittel auf bilateraler und multilateraler Grundlage zu 
unterstützen; 

 10. hebt hervor, wie wichtig öffentlich-private Partnerschaften in einer Vielzahl von Bereichen 
sind, um die Armut zu beseitigen und produktive Vollbeschäftigung und menschenwürdige Arbeit für alle 
sowie gegebenenfalls die soziale Integration zu fördern; 

 11. ist sich dessen bewusst, wie komplex das Problem der Armutsbeseitigung ist, betont, dass sich 
die Organisationen des Entwicklungssystems der Vereinten Nationen mit Blick auf die raschere Beseitigung 
der Armut von den nationalen Prioritäten leiten lassen und auf integrierte, koordinierte und kohärente Wei-
se, im Rahmen ihres jeweiligen Mandats vorgehen müssen, unter voller Nutzung der miteinander verknüpf-
ten und sich gegenseitig verstärkenden Säulen des Entwicklungssystems der Vereinten Nationen, und ermu-
tigt zum Einsatz vielfältiger Strategien; 

 12. anerkennt den Beitrag der Sonderorganisationen sowie der Fonds und Programme der Verein-
ten Nationen, namentlich des Kinderhilfswerks der Vereinten Nationen und des Entwicklungsprogramms 
der Vereinten Nationen, zu den internationalen Kampagnen zugunsten der Armutsbeseitigung, namentlich 
durch Bildungs- und Schulungsmaßnahmen; 

 13. bekräftigt die Notwendigkeit, alle Verpflichtungen in Bezug auf die öffentliche Entwicklungs-
hilfe zu erfüllen, namentlich die von vielen entwickelten Ländern eingegangene Verpflichtung, bis 2015 
den Zielwert von 0,7 Prozent und bis 2010 den Zielwert von mindestens 0,5 Prozent des Bruttosozialpro-
dukts für die öffentliche Entwicklungshilfe zugunsten der Entwicklungsländer sowie den Zielwert von 
0,15 bis 0,20 Prozent ihres Bruttosozialprodukts für die am wenigsten entwickelten Länder zu erreichen; 

 14. begrüßt die zunehmenden Anstrengungen zur Verbesserung der Qualität der öffentlichen Ent-
wicklungshilfe und zur Steigerung ihrer Entwicklungswirksamkeit, würdigt das Forum für Entwicklungs-
zusammenarbeit des Wirtschafts- und Sozialrats und nimmt Kenntnis von anderen Initiativen wie den hoch-
rangigen Foren über die Wirksamkeit der Entwicklungszusammenarbeit, aus denen unter anderem die Er-
klärung von Paris über die Wirksamkeit der Entwicklungszusammenarbeit, das Aktionsprogramm von Ac-
cra339 und die Partnerschaft von Busan für wirksame Entwicklungszusammenarbeit hervorgegangen sind, 
die wichtige Beiträge zu den Anstrengungen der Länder leisten, die sich darauf verpflichtet haben, so auch 
durch die Annahme der Grundprinzipien der nationalen Eigenverantwortung, der Partnerausrichtung, der 
Harmonisierung und des ergebnisorientierten Managements, und ist sich dessen bewusst, dass es keine für 
alle passende Einheitslösung gibt, die eine wirksame Hilfe garantiert, und dass die besondere Situation ei-
nes jeden Landes voll berücksichtigt werden muss; 

______________ 
339 A/63/539, Anlage. 
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 15. ist sich dessen bewusst, dass Armut, Hunger und Ernährungssicherheit dringend angegangen 
werden müssen, und legt der internationalen Gemeinschaft nahe, die internationale Zusammenarbeit zur 
Unterstützung der landwirtschaftlichen und ländlichen Entwicklung und der Nahrungsmittelproduktion und 
Produktivität, auch der kleinbäuerlichen Erzeuger, in den Entwicklungsländern, insbesondere den am we-
nigsten entwickelten Ländern, zu verstärken; 

 16. ermutigt die Mitgliedstaaten, die internationalen Organisationen, den Privatsektor, die in Be-
tracht kommenden Institutionen, Stiftungen und Einzelpersonen, die Finanzmittel der Vereinten Nationen 
für die Beseitigung der Armut durch freiwillige Beiträge zu den bestehenden systemweiten Fonds mit Be-
zug zur Armut zu erhöhen; 

 17. erkennt an, dass ein beständiges, inklusives und ausgewogenes Wirtschaftswachstum unerläss-
lich für die Beseitigung der Armut und des Hungers ist, insbesondere in den Entwicklungsländern, und be-
tont, dass die diesbezüglichen nationalen Anstrengungen durch ein förderliches internationales Umfeld und 
die Gewährleistung einer größeren Kohärenz der makroökonomischen Politik, der Handels- und der Sozi-
alpolitik auf allen Ebenen ergänzt werden sollen; 

 18. bekräftigt, wie wichtig die Armutsbeseitigung als übergeordnetes Ziel der laufenden Folgepro-
zesse zur Konferenz der Vereinten Nationen über nachhaltige Entwicklung ist; 

 19. bekräftigt außerdem, dass die Armutsbeseitigung als größte globale Herausforderung und als 
eine unabdingbare Voraussetzung für die nachhaltige Entwicklung der Post-2015-Entwicklungsagenda eine 
zentrale Stellung einnehmen wird; 

 20. fordert die Mitgliedstaaten auf, auch weiterhin ehrgeizige Anstrengungen zu unternehmen, um 
nach inklusiveren, gerechteren, ausgewogeneren, stabileren und stärker entwicklungsorientierten nachhalti-
gen sozioökonomischen Konzepten zur Überwindung der Armut zu streben, und betont in Anbetracht der 
nachteiligen Auswirkungen von Ungleichheiten auf die Armut, wie wichtig es ist, den Zugang zu Bildung, 
Gesundheitsversorgung und sozialem Schutz von hoher Qualität zu verbessern; 

 21. ist sich dessen bewusst, dass Armut vieldimensional ist, und bittet die nationalen Regierungen, 
mit Unterstützung durch die internationale Gemeinschaft die Durchführung komplementärer Maßnahmen 
zu erwägen, die dieser Vieldimensionalität besser gerecht werden; 

 22. erkennt an, dass die Beseitigung der Armut durch die Entwicklung der nationalen Kapazitäten 
in den Entwicklungsländern auch weiterhin ein Arbeitsschwerpunkt für das Entwicklungssystem der Ver-
einten Nationen sein soll und dass seine Entwicklungsprogramme und -projekte die Bewältigung dieser 
größten globalen Herausforderung als grundlegendes Ziel anstreben sollen; 

 23. bittet alle Akteure, namentlich die Mitgliedstaaten, die zuständigen Organisationen des Sys-
tems der Vereinten Nationen und die Organisationen der Zivilgesellschaft, die im Rahmen ihrer Programme 
und Maßnahmen bewährten Verfahren zur Beseitigung von Ungleichheiten zugunsten in extremer Armut 
lebender Menschen weiterzugeben und die aktive Mitwirkung dieser Menschen an der Gestaltung und 
Durchführung solcher Programme und Maßnahmen zu fördern, mit dem Ziel, bei der Erreichung der Mill-
enniums-Entwicklungsziele schneller voranzukommen und zu den Erörterungen über den nach 2015 einzu-
schlagenden Weg beizutragen, und ersucht den Generalsekretär, in seinen jährlichen Bericht über die Fort-
schritte bei der Erreichung der Millenniums-Entwicklungsziele eine Zusammenstellung dieser bewährten 
Verfahren aufzunehmen; 

 24. fordert die zuständigen Organisationen des Systems der Vereinten Nationen erneut auf, in Ab-
sprache mit den Mitgliedstaaten und anderen maßgeblichen Interessenträgern Aktivitäten zur Durchführung 
der Zweiten Dekade zu erwägen; 

 25. bekräftigt die Notwendigkeit, der Behandlung der Frage der Armutsbeseitigung höchsten Vor-
rang einzuräumen, wiederholt in dieser Hinsicht ihren in Resolution 63/230 vom 19. Dezember 2008 ge-
fassten Beschluss, als Beitrag zur Zweiten Dekade auf ihrer achtundsechzigsten Tagung eine Sitzung der 
Generalversammlung auf der höchsten angemessenen politischen Ebene abzuhalten, die der Überprüfung 
des Themas der Armutsbeseitigung gewidmet sein wird, und betont, dass die Sitzung und die Vorbereitun-
gen im Rahmen des vom Generalsekretär vorgeschlagenen Zweijahreshaushalts 2012-2013 durchgeführt 
und so wirksam und effizient wie möglich organisiert werden sollen; 
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 26. nimmt mit Besorgnis Kenntnis von dem anhaltend hohen Stand der Arbeitslosigkeit und der 
Unterbeschäftigung, insbesondere bei jungen Menschen, infolge der weltweiten Finanz- und Wirtschafts-
krise, ist sich dessen bewusst, dass menschenwürdige Arbeit für alle nach wie vor einer der besten Auswege 
aus der Armut ist, und bittet in dieser Hinsicht die Geberländer, die multilateralen Organisationen und die 
sonstigen Entwicklungspartner, den Mitgliedstaaten, insbesondere den Entwicklungsländern, auch weiter-
hin bei der Verfolgung einer Politik behilflich zu sein, die im Einklang mit dem von der Internationalen 
Arbeitskonferenz auf ihrer achtundneunzigsten Tagung verabschiedeten Globalen Beschäftigungspakt steht, 
einem allgemeinen Rahmen, innerhalb dessen jedes Land auf seine Situation und seine nationalen Prioritä-
ten zugeschnittene Politikpakete schnüren kann, um einen beschäftigungsintensiven Aufschwung und eine 
nachhaltige Entwicklung zu fördern; 

 27. fordert die Mitgliedstaaten nachdrücklich auf, das globale Problem der Jugendarbeitslosigkeit 
anzugehen, indem sie Strategien erarbeiten und umsetzen, die jungen Menschen überall eine echte Chance 
bieten, menschenwürdige und produktive Arbeit zu finden, und unterstreicht in diesem Zusammenhang die 
Notwendigkeit, eine globale Strategie für die Jugendbeschäftigung zu erarbeiten, unter anderem aufbauend 
auf dem Globalen Beschäftigungspakt und dem Aktionsaufruf der Internationalen Arbeitsorganisation; 

 28. legt der internationalen Gemeinschaft nahe, die Entwicklungsländer bei ihren Anstrengungen 
zu unterstützen, die Armut zu beseitigen und die Selbsthilfekraft der Armen und der Menschen in prekären 
Situationen zu stärken, mit dem Ziel, die international vereinbarten Entwicklungsziele, einschließlich der 
Millenniums-Entwicklungsziele, zu erreichen, den Zugang zu Finanzmitteln, Mikrofinanzierung und Dar-
lehen zu verbessern, die Schranken für die Nutzung von Chancen abzubauen, die Produktionskapazität zu 
steigern, eine nachhaltige Landwirtschaft aufzubauen und produktive Vollbeschäftigung und menschen-
würdige Arbeit für alle, ergänzt um nationale Bemühungen um eine wirksame Sozialpolitik, einschließlich 
eines sozialen Basisschutzes, zu fördern, und nimmt in dieser Hinsicht Kenntnis von der Empfehlung 
Nr. 202 der Internationalen Arbeitsorganisation betreffend den innerstaatlichen sozialen Basisschutz; 

 29. legt den Mitgliedstaaten nahe, die bestehenden Sozialschutzsysteme zu verbessern und den 
sozialen Basisschutz auf der Grundlage der nationalen Prioritäten weiter auszubauen und zu verwirklichen 
und dabei besondere Aufmerksamkeit auf Frauen, Kinder, ältere Menschen und Menschen mit Behinderun-
gen zu richten; 

 30. fordert die internationale Gemeinschaft, einschließlich des Systems der Vereinten Nationen, 
nachdrücklich auf, die Ergebnisdokumente betreffend die international vereinbarten Entwicklungsziele, 
einschließlich der Millenniums-Entwicklungsziele, umzusetzen; 

 31. fordert die internationale Gemeinschaft, einschließlich des Systems der Vereinten Nationen, 
außerdem nachdrücklich auf, das Ergebnis der Konferenz über die weltweite Finanz- und Wirtschaftskrise 
und ihre Auswirkungen auf die Entwicklung340 umzusetzen, um die Ziele der Zweiten Dekade zu unterstüt-
zen; 

 32. betont, dass die Auswirkungen von Naturkatastrophen und Konflikten die Anstrengungen zur 
Armutsbeseitigung, insbesondere in den Entwicklungsländern, stark behindern, und fordert die internatio-
nale Gemeinschaft auf, diese Auswirkungen vorrangig anzugehen; 

 33. fordert die Organisationen des Entwicklungssystems der Vereinten Nationen, einschließlich der 
Fonds, Programme und Sonderorganisationen, auf, im Einklang mit ihrem jeweiligen Mandat der Beseiti-
gung der Armut höchste Priorität einzuräumen, und betont, dass die Anstrengungen auf diesem Gebiet ver-
stärkt werden sollen, um die tieferen Ursachen von extremer Armut und Hunger anzugehen; 

 34. fordert die zuständigen Organisationen des Systems der Vereinten Nationen auf, im Rahmen 
ihres jeweiligen Mandats und ihrer Ressourcen die Mitgliedstaaten auf Antrag bei der Stärkung ihrer Kapa-
zitäten auf dem Gebiet der makroökonomischen Politik und ihrer nationalen Entwicklungsstrategien zu 
unterstützen und so zur Erreichung der Ziele der Zweiten Dekade beizutragen; 

______________ 
340 Resolution 63/303, Anlage. 
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 35. befürwortet eine stärkere interinstitutionelle Annäherung und Zusammenarbeit innerhalb des 
Systems der Vereinten Nationen beim Informationsaustausch, der Förderung des Politikdialogs, der Schaf-
fung von Synergien, der Mobilisierung von Mitteln, der Bereitstellung technischer Hilfe in den wesentli-
chen Politikbereichen, die der Agenda für menschenwürdige Arbeit zugrunde liegen, und bei der Stärkung 
der systemweiten Politikkohärenz in Beschäftigungsfragen, namentlich durch die Vermeidung von Doppel-
arbeit; 

 36. beschließt, den Unterpunkt „Durchführung der Zweiten Dekade der Vereinten Nationen für die 
Beseitigung der Armut (2008-2017)“ unter dem Punkt „Beseitigung der Armut und andere Entwicklungs-
fragen“ in die vorläufige Tagesordnung ihrer neunundsechzigsten Tagung aufzunehmen, und ersucht den 
Generalsekretär, der Generalversammlung auf ihrer neunundsechzigsten Tagung einen Bericht über die 
Durchführung dieser Resolution vorzulegen. 

RESOLUTION 68/227 

Verabschiedet auf der 71. Plenarsitzung am 20. Dezember 2013, ohne Abstimmung, auf Empfehlung des Aus-
schusses (A/68/442/Add.2, Ziff. 9)341. 

68/227.  Frauen im Entwicklungsprozess 

 Die Generalversammlung, 

 unter Hinweis auf ihre Resolutionen 50/104 vom 20. Dezember 1995, 52/195 vom 18. Dezember 
1997, 54/210 vom 22. Dezember 1999, 56/188 vom 21. Dezember 2001, 58/206 vom 23. Dezember 2003, 
59/248 vom 22. Dezember 2004, 60/210 vom 22. Dezember 2005, 62/206 vom 19. Dezember 2007, 64/217 
vom 21. Dezember 2009 und 66/216 vom 22. Dezember 2011 und alle ihre weiteren Resolutionen über 
Frauen im Entwicklungsprozess sowie auf die von der Kommission für die Rechtsstellung der Frau verab-
schiedeten einschlägigen Resolutionen und vereinbarten Schlussfolgerungen, einschließlich der auf ihrer 
neunundvierzigsten Tagung verabschiedeten Erklärung342, 

 in Bekräftigung der Erklärung343 und der Aktionsplattform344 von Beijing und der Ergebnisse der 
dreiundzwanzigsten Sondertagung der Generalversammlung „Frauen 2000: Gleichstellung, Entwicklung 
und Frieden für das 21. Jahrhundert“345, 

 sowie in Bekräftigung der auf dem Millenniums-Gipfel346, dem Weltgipfel 2005347, in dem Ergeb-
nisdokument der Konferenz der Vereinten Nationen über nachhaltige Entwicklung mit dem Titel „Die Zu-
kunft, die wir wollen“348 und auf anderen großen Gipfeltreffen, Konferenzen und Sondertagungen der Ver-
einten Nationen eingegangenen Verpflichtungen auf die Gleichstellung der Geschlechter und die Förderung 
der Frauen und ferner bekräftigend, dass ihre volle, wirksame und beschleunigte Umsetzung unverzichtbar 
ist, wenn es darum geht, die international vereinbarten Entwicklungsziele, einschließlich der Millenniums-
Entwicklungsziele, zu erreichen, 

______________ 
341 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von der Stellvertretenden Vorsitzenden des Ausschusses vorge-
legt. 
342 Siehe Official Records of the Economic and Social Council, 2005, Supplement No. 7 und Korrigendum (E/2005/27 und 
Corr.1), Kap. I, Abschn. A. 
343 Report of the Fourth World Conference on Women, Beijing, 4–15 September 1995 (United Nations publication, Sales 
No. E.96.IV.13), Kap. I, Resolution 1, Anlage I. In Deutsch verfügbar unter http://www.un.org/Depts/german/ 
conf/beijing/anh_1.html. 
344 Ebd., Anlage II. In Deutsch verfügbar unter http://www.un.org/Depts/german/conf/beijing/anh_2.html. 
345 Resolution S-23/2, Anlage und Resolution S-23/3, Anlage.  
346 Siehe Resolution 55/2. 
347 Siehe Resolution 60/1. 
348 Siehe Resolution 66/288, Anlage. 
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